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Antrag   
der AfD-Fraktion 

„Welcome Center“ zur Entlastung von Land und Kommunen sofort abschaffen 

Der Landtag stellt fest: 
 
„In Brandenburg fungieren die Welcome Center als Anlauf- und Beratungsstellen für inter-
nationale Fachkräfte, hier lebende Menschen mit Migrationsgeschichte, darunter Geflüch-
tete. Die kommunalen Welcome Center bieten in der jeweiligen Region Transparenz über 
die existierenden Angebote und konkrete Hilfestellungen zu den Themen wie Arbeiten, Le-
ben, Familie, Schule, Wohnen, Freizeit, Bildung und Gesundheit an.“1  
 
Die Wirklichkeit sieht anders aus: Die Effizienz der sog. Welcome Center in Brandenburg 
ist weder wirtschaftlich nachgewiesen noch sind diese in irgendeiner Weise sozialpolitisch 
erfolgreich. Der Betrieb und Unterhalt aller elf Einrichtungen im Land Brandenburg ist nur 
mit Fördermitteln möglich, erfordert eine hohe Selbstbeteiligung des Landes und belastet 
die Kommunen und Landkreise außerordentlich hoch. 
 
Der Landtag möge beachließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert: 

1. alle „Welcome Center“ im Land Brandenburg sofort zu schließen. 

2. die Förderung für die „Welcome Center“ aus Landesmitteln und EU-Mitteln (ESF+) 
einzustellen. 

3. die bisherigen Aufgaben der „Welcome Center“ dauerhaft an bestehende Institutionen 
wie die Bundesagentur für Arbeit, die Jobcenter sowie die Sozialämter zurück zu über-
tragen. 

Begründung: 

Die Landesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 216 (Drs. 8/475) keine 
konkreten Zahlen nennen können, wie viele „Fachkräfte“ durch die „Welcome Center“ tat-
sächlich seit 2023 in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vermittelt wurden. 
Stattdessen verweist sie darauf, dass die Vermittlung vorrangige Aufgabe der Bundesagen-
tur für Arbeit und der Jobcenter sei. Dies zeigt deutlich, dass die „Welcome Center“ keinen 

 
1 Aus der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage .Nr. 216 des Abgeordneten Steffen John (AfD-
Fraktion) Drucksache 8/47 in Drucksache 8/689 
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eigenständigen Mehrwert haben. Schwerpunktaufgaben zum Thema Vermittlung und Arbeit 
lägen traditionell im Bereich der Jobcenter oder Arbeitsagenturen. 

Darüber hinaus erklärte die Landesregierung, dass sie keinen Verbesserungsbedarf hin-
sichtlich der Kosten-Nutzen-Relation der „Welcome Center“ sieht und auch keine Maßnah-
men zur Effizienzsteigerung vorsieht. Dies ist umso besorgniserregender, als dass über 8,9 
Millionen Euro in Brandenburg für den Betrieb dieser Einrichtungen aufgewendet wurden, 
ohne dass ein messbarer Erfolg nachgewiesen werden kann. Die Landkreise sind hier mit 
mind. 20 Prozent und das Land Brandenburg mit max. 20 Prozent an den Kosten beteiligt. 
Auch die dafür verwandte ESF+ Förderung ist zeitlich begrenzt. 

Diese Gelder wurden investiert, ohne dass die Landesregierung belegen kann, wie viele 
Fachkräfte tatsächlich erfolgreich vermittelt wurden.2 

Durch die Schließung der „Welcome Center“ und die Rückverlagerung der Aufgaben auf 
bestehende Strukturen werden Verwaltungsabläufe verschlankt und Doppelstrukturen ver-
mieden. Die eingesparten Steuermittel können gezielter eingesetzt oder zur Entlastung des 
Haushalts beitragen. 
Anbei die Kostenaufstellung der einzelnen Standorte, welche aus Drucksache 8/467 ent-

nommen ist: 

 

 
2 Drs. 8/475 

Standort Gesamtausgaben (€) Personalausgaben (€) Sachausgaben (€) 

Frankfurt (Oder) 938.600,00 722.000,00 216.600,00 

Wittenberge 731.401,89 562.616,84 168.785,05 

Luckenwalde 456.004,37 350.772,59 105.231,78 

Bernau 745.617,49 573.551,92 172.065,57 

Schwedt (Oder) 711.612,79 547.394,45 164.218,34 

Potsdam 1.737.170,42 1.336.284,94 400.885,48 

Dahme-Spreewald 720.911,84 554.547,57 166.364,27 

Cottbus 940.286,54 723.297,34 216.989,20 

Fürstenwalde 727.217,97 559.398,44 167.819,53 

Eberswalde 180.088,04 138.529,26 41.558,78 

Spree-Neiße 1.012.188,29 778.606,38 233.581,91 

Gesamtsumme 8.901.099,64 6.846.999,73 2.054.099,91 
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